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schaftlichem Eigentum befinden oder die Zustimmung von 
den Eigentümern der Grundmittel vorliegt. Mit dieser Be­
schlußfassung enden die abgeschlossenen Nutzungsverträge. 
Für die Bezahlung der eingebrachten Grundmittel gilt ihr 
Zeitwert am Tage der Umbildung.

§ 6

(1) Die PGH bilden folgende Fonds:
a) den Anteilfonds, dem die gemäß § 12 von den' Mitglie­

dern gezahlten Anteile zugeführt werden;
b) die genossenschaftlichen Fonds zur Finanzierung der 

Grund- und Umlaufmittel und der Bildung von Reser­
ven,
— den Grundmittelfonds in Höhe der Nettowerte der 

aus eigenen Mitteln finanzierten Grundmittel,
— den Investitionsfonds in Höhe der für das laufende 

Jahr geplanten Investitionen, sofern diese nicht aus I 
dem Amortisationsaufkommen der PGH finanziert 
werden können. Die Zuführungen zum Investitions- j 
fonds erfolgen aus dem Nettogewinn des laufenden ! 
Jahres bzw. des Vorjahres und, soweit diese nicht j 
ausreichen, mit Zustimmung des übergeordneten j 
Staatsorgans aus dem Reservefonds.

— den Umlaufmittelfonds bis zur Höhe der nach den J 
Richtsatznormativen und Zahlungsbedingungen not- j 
wendigen Umlaufmittel. Notwendige Erhöhungen des j 
Umlaufmittelfonds erfolgen aus dem Nettogewinn 
und, soweit dieser nicht ausreicht, mit Zustimmung 
des übergeordneten Staatsorgans aus dem Reserve­
fonds,

— den Reservefonds, dem alle zur Durchführung einer 
planmäßigen Fondswirtschaft nicht erforderlichen 
freien Eigenmittel der PGH zuzuführen sind;

c) die genossenschaftlichen Konsumtionsfonds (§7).

(2) Der zu bildende Reservefonds ist auf einem Sonder­
bankkonto zu führen. Er kann verwendet werden
— für die finanzielle Beteiligung an Maßnahmen zur Ver­

besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen im Terri­
torium,

— für die Deckung eines von der Pflichtrevision bestätigten 
Verlustes,

— für die Finanzierung eines außerplanmäßigen zeitweiligen 
Umlaufmittelbedarfs mit Zustimmung der Geschäftsbank,

— für andere durch staatliche Festlegungen zugelassene Ver­
wendungszwecke.

(3) Dem Sonderbankkonto gemäß Abs. 2 sind auch die nicht 
zur Finanzierung von geplanten Investitionen oder zur 
Rückzahlung von Grundmittelkrediten eingesetzten Amorti­
sationen zuzuführen.

(4) Die Zuführungen zum Sonderbankkonto gemäß den Ab­
sätzen 2 und 3 sind bis zum 15. April des folgenden Jahres 
vorzunehmen.

§7
(1) Die genossenschaftlichen Konsumtionsfonds dienen der

— Förderung der materiellen Interessiertheit der Mitglieder 
an der termin- und qualitätsgerechten Erfüllung und ge­
zielten Übererfüllung der staatlichen Planauflagen und 
der ständigen Erhöhung der Effektivität der genossen­
schaftlichen Arbeit,

— Befriedigung der kulturellen und sozialen Bedürfnisse der 
Genossenschaftshandwerker.

(2) Es werden folgende genossenschaftliche Konsumtions­
fonds gebildet:
— der Gewinnausschüttungsfonds, der nach dem sozialisti­

schen Leistungsprinzip verteilt wird,
— der Prämienfonds zur Anerkennung guter Leistungen im 

sozialistischen Wettbewerb und für andere Auszeichnun­
gen der Mitglieder,

— der Kultur- und Sozialfonds für die Befriedigung der kul­
turellen und sozialen Bedürfnisse und zur Unterstützung 
von Qualifizierungsmaßnahmen.

(3) Die Zuführungen zu den genossenschaftlichen Konsum­
tionsfonds erfolgen auf фг Grundlage des dafür mit der Er­
teilung der staatlichen Planauflage vom übergeordneten 
Staatsorgan in Anlehnung an die Zuführungen zum Betriebs­
prämienfonds und Kultur- und Sozialfonds vergleichbarer 
volkseigener Betriebe bestätigten Grundbetrages je VbE. Sie 
erhöhen oder vermindern sich um jeweils bis zu 30 % des vor­
genannten Grundbetrages bei Über- oder Nichterfüllung der 
vom übergeordneten Staatsorgan mit der staatlichen Plan­
auflage zur Förderung volkswirtschaftlich wichtiger Leistun­
gen und Aufgaben vorgegebenen Kennziffern. Dazu ist die 
Bestätigung des übergeordneten Staatsorgans notwendig. Bei 
der widerrechtlichen Überschreitung der vom übergeordneten 
Staatsorgan festgelegten Vergütungssumme sind die Zufüh­
rungen zu den genossenschaftlichen Konsumtionsfonds außer­
dem um den überschrittenen Betrag zu kürzen.

(4) Die Zuführungen gemäß Abs. 3 dürfen 50 % des Netto­
gewinns nicht übersteigen. Über die Aufteilung der Gesamt­
zuführungen auf die einzelnen Fonds und deren Verwendung 
entscheidet die Mitgliederversammlung.

(5) Die Zuführungen zu den genossenschaftlichen Konsum­
tionsfonds erfolgen nach Vorliegen des Jahresabschlusses. 
Dem Prämienfonds und dem Kultur- und Sozialfonds können 
vorab im Laufe des Jahres Mittel bis zu insgesamt 6% der 
vom übergeordneten Staatsorgan festgelegten Vergütungs­
summe zugeführt werden. Liegen diese Zuführungen über 
dem nach Vorliegen des Jahresabschlusses festgestellten 
Nettogewinn, kann der überschrittene Betrag mit Zustim­
mung des übergeordneten Staatsorgans zu Lasten des Re­
servefonds ausgeglichen werden.

III .

Mitgliedschaft, Rechte und Pflichten der Mitglieder

§ 8

(1) In den PGH dürfen nur Mitglieder und Lehrlinge tätig 
sein.

(2) Den PGH können nur beitreten
— Handwerker und Gewerbetreibende, die in der Hand­

werks- oder Gewerberolle eingetragen sind, sowie deren 
mithelfende Ehegatten und im Arbeitsrechtsverhältnis 
stehende Beschäftigte, einschließlich Lehrlinge dieser Be­
triebe,

— Lehrlinge, mit denen die PGH einen Lehrvertrag abge­
schlossen haben.

(3) Durch die PGH ist ein Verzeichnis der Mitglieder zu 
führen.

(4) Mit Zustimmung des übergeordneten Staatsorgans der 
PGH kann im Einzelfall als Ausnahme von der Festlegung 
des Abs. 1 die Beschäftigung erfolgen:
— von Rentnern, Schwerbeschädigten und Rehabilitanden 

gemäß § 9 Abs. 2 der Verordnung vom 12. Juli 1972 über 
die Förderung des Handwerks bei Dienst- und Reparatur­
leistungen und die Regelung der privaten Gewerbetätig­
keit (GBl. II Nr. 47 S. 541),

— von zeitweiligen Aushilfs- und Saisonkräften aus der 
nichtarbeitenden Bevölkerung, wenn das zur Sicherung der 
Versorgung der Bevölkerung notwendig ist,

— von Studenten und Schülern während der Ferien entspre­
chend den dafür geltenden Bestimmungen.

§9
(1) Die Mitgliedschaft in den PGH wird durch die Mitglie­

derversammlung beschlossen.
(2) Der Antrag auf Mitgliedschaft in den PGH muß schrift­

lich gestellt werden. Der Beschluß der Mitgliederversamm-


